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Allgemeines Verwaltungsrecht und Verwaltungskostenrecht
Lernfeld 1: Verwaltungsverfahren
Lernziel 1.3: Aufhebung des Verwaltungsakts (ohne Widerspruchsverfahren)

Lernziel laut Stoffgliederungsplan

Der Teilnehmer soll die Möglichkeiten der Aufhebung eines Verwaltungsaktes außerhalb des Widerspruchsverfahrens kennen und praktisch umsetzen können. Das erfordert Kenntnisse über die Notwendigkeit der Aufhebung eines Verwaltungsaktes außerhalb eines Rechtsbehelfsverfahrens, umfassende Kenntnisse über die Voraussetzungen und Folgen einer Rücknahme, umfassende Kenntnisse über die Voraussetzungen und Folgen eines Widerrufs sowie umfassende Kenntnisse in der Bescheidtechnik (vgl. dazu auch Lernziel 1.1).

A. Überblick

	Art. 43 Abs. 2 BayVwVfG: Ein Verwaltungsakt bleibt wirksam, solange und soweit er nicht zurückgenommen, widerrufen anderweitig aufgehoben oder durch Zeitablauf oder auf andere Weise erledigt ist.

	Aufhebung

Rücknahme rechtswidriger VAs

Widerruf rechtmäßiger VAs



	§ 15 Abs. 1 GaststättenG

Art. 15 BayBG

§ 12 BBG

§ 47 Abs. 1 WaffG
	Art. 48 BayVwVfG

(s.u. B.)
	§ 15 Abs. 2 f. GaststättenG

§ 21 BImSchG

§ 12 WHG

§ 17 Abs. 3 AtomG
	Art. 49 BayVwVfG

(s.u. C.)


B. Rücknahme rechtswidriger VAs (Art. 48 BayVwVfG)

I. Nicht begünstigende Verwaltungsakte - Generalregel in Abs. 1 Satz 1

· Ermessen („kann“): Abwägung zwischen Belangen der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung und den Gedanken der Rechtssicherheit und des Rechtsfriedens
· „auch nachdem er unanfechtbar geworden ist“

· „ganz oder teilweise“

· „mit Wirkung für die Zukunft oder für die Vergangenheit“
(in letzterem Fall: Erstattungsanspruch nach Art. 49 a Abs. 1 BayVwVfG)
II. Begünstigende Verwaltungsakte (Abs. 1 Satz 2)

	Abs. 2
	Abs. 3

	Vertrauensschutz

bei Geld- oder teilbaren Sachleistungen
	Vermögensschutz

bei sonstigen Begünstigungen

	Rücknahmeverbot bei

schutzwürdigem (Vermutung in Satz 2) Vertrauen (Ausnahmen in Satz 3)
	Ausgleichsanspruch bei schutzwürdigem Vertrauen, auf Antrag (Satz 1)

binnen eines Jahres (ab Hinweis), Satz 5

	(Entscheidungs-) Frist: 1 Jahr ab positiver Kenntnis (Abs. 4), Ausnahme: Satz 2


C. Widerruf rechtmäßiger VAs (Art. 49 BayVwVfG)

I. Nicht begünstigende Verwaltungsakte (Abs. 1)

· Ermessen („kann“), Art. 40 BayVwVfG

· „auch nachdem er unanfechtbar geworden ist“

· „ganz oder teilweise“

· „mit Wirkung für die Zukunft“
II. Begünstigende Verwaltungsakte (Abs. 2)

	Abs. 2 Satz 1
	Abs. 2 a Satz 1

	sonstige Begünstigung
	Geld- oder teilbare Sachleistung (zur Erfüllung eines bestimmten Zwecks)

	Nr. 1: Widerrufsvorbehalt

(kraft Gesetzes
 oder im VA,

Art. 36 Abs. 2 Nr. 3 BayVwVfG)
	Nr. 1: Nicht

zweckentsprechende

Verwendung

	Nr. 2: Nichterfüllung einer Auflage (Art. 36 Abs. 2 Nr. 4 BayVwVfG)

	Nr. 3: Änderung der Sachlage
	und

Gefährdung des öffentlichen Interesses
	Abs. 5: Entschädigungsanspruch bei schutzwürdigem Vertrauen, auf Antrag (Satz 1) binnen eines Jahres (ab Hinweis), Satz 2 i.V.m. Art. 48 Abs. 3 Satz 5 BayVwVfG
	„auch mit Wirkung

für die Vergangenheit“

(Erstattungsanspruch

nach Art. 49 a Abs. 1 BayVwVfG)



	Nr. 4: Änderung der Rechtslage (soweit VA noch nicht vollzogen)
	
	
	

	Nr. 5: Verhütung oder Beseitigung schwerer Nachteile für das Gemeinwohl (eng auszulegendes behördliches Notstandsrecht)
	
	

	Abs. 2 Satz 2

Abs. 2 a Satz 2

(Entscheidungs-) Frist: 1 Jahr (Art. 48 Abs. 4 BayVwVfG), Ausnahme: Satz 2



D. Aufhebungs- und Erstattungsbescheid

· Übungsaufgabe 5 (2000/2002 – AL II/1), Abschnitt III

E. Literatur

· Lehmann, Peter: Allgemeines Verwaltungsrecht, München: Bayerische Verwaltungsschule, 2003 (Band 3), S. 99 – 103 (Nr. 8: Die behördliche Aufhebung von Verwaltungsakten)a
� 	Zur Rechtswidrigkeit eines Verwaltungsakts vgl. das Skript zu Lernziel 1.1, A.II.


� 	Z.B. die wasserrechtliche Erlaubnis nach § 7 WHG.
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